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Rechtslage
Nebenkosten sind das Entgelt für die Leistungen des Vermieters oder eines Dritten im Zusammenhang mit dem Gebrauch der Mietsache (Art. 257a Abs. 1 Obligationenrecht, OR) und müssen den tatsächlichen diesbezüglichen Aufwendungen des Vermieters entsprechen. Auf Verlangen kann der Mieter Einsicht in sämtliche Belege der Nebenkostenabrechnung nehmen (Art. 257b OR). Die Abgeltung von Nebenkosten, sofern dies zwischen Vermieter und Mieter überhaupt vereinbart wurde, muss gemäss Art. 257c OR zusammen mit dem Mietzins auf Ende eines Monats, spätestens am Ende der Mietzeit bezahlt werden, ausser es wurde etwas anderes vereinbart oder ein anderer Gebrauch sei ortsüblich. 

Es werden entweder Akontozahlungen oder Pauschalen vereinbart. Erhebt der Vermieter die Nebenkosten aufgrund einer Abrechnung, muss er diese jährlich mindestens einmal erstellen und dem Mieter vorlegen. Erhebt er sie pauschal, muss er auf die Durchschnittswerte dreier Jahre abstellen (Art. 4 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen, VMWG). Wurde bezüglich Nebenkosten nichts vereinbart, muss der Mieter keine solchen bezahlen (Art. 257a Abs. 2 OR). Der Mietvertrag muss die zulasten der Mieterschaft gehenden Nebenkosten genau umschreiben. Generelle Formulierungen wie "sämtliche Nebenkosten zu Lasten der Mieterschaft" genügen nicht. 

Ausnahmsweise wird eine stillschweigende Zahlungspflicht des Mieters angenommen, z. B. bei Waschmaschinen mit Münzeinwurf oder individuellen Boilern. Im Zweifelsfall geht man aber bezüglich Nebenkosten davon aus, dass mit dem vertraglich vereinbarten Mietzins auch sämtliche Leistungen des Vermieters abgegolten sind. 

Sind Akontozahlungen für die Nebenkosten vereinbart, so müssen diese angemessen sein. Das bedeutet, dass sie sich nach den zu erwartenden Nebenkosten richten müssen. Somit ist hierbei der Vermieter in jedem Fall zur Abrechnung auf den vereinbarten beziehungsweise ortsüblichen Termin verpflichtet, was auch gerichtlich durchgesetzt werden kann. Stellt sich bei einer Abrechnung über eine vorausgegangene Abrechnungsperiode heraus, dass die geleisteten Akontozahlungen z. B. infolge stark gestiegener oder gesunkener Nebenkosten nicht mehr den tatsächlich anfallenden Kosten entsprechen (ein hoher Nachzahlungsbetrag oder eine hohe Rückzahlung an den Mieter haben sich ergeben), so stellt sich die Frage einer Anpassung der monatlichen Nebenkostenvorauszahlung. 
Vorgehen
Die Nebenkosten müssen – sofern sie nicht durch den Vermieter bezahlt werden – detailliert und schriftlich im Mietvertrag aufgeführt werden und jederzeit für jeden vereinbarten Posten einzeln ausgewiesen werden können. Im Zweifel wird sonst angenommen, die Nebenkosten seien mit der Zahlung des Nettomietzinses bereits abgegolten. 

Der Vermieter kann eine Änderung der Nebenkostenerhebung verlangen, jedoch müssen wie bei jeder einseitigen Vertragsänderung die Voraussetzungen von Art. 269d OR eingehalten werden. Die Mitteilung der Erhöhung muss auf einem vom Kanton, in dem das Mietobjekt liegt, amtlich genehmigten Formular erfolgen und eine klare Begründung der Erhöhung enthalten. Entweder steht die Begründung auf dem Formular selbst oder sie ist einem Begleitschreiben zu entnehmen. Im letzteren Fall muss im amtlich genehmigten Formular aber ausdrücklich auf das Begleitschreiben hingewiesen werden (Art. 19 Abs. 1bis VMWG). Hinzu kommt, dass die Erhöhung erst auf den nächstmöglichen Kündigungstermin erfolgen darf, wobei das amtlich genehmigte Formular dem Mieter mindestens 10 Tage vor Beginn der Kündigungsfrist zugehen muss. 

Die Mietzinserhöhung ist nichtig, wenn der Vermieter sie nicht auf dem vorgeschriebenen Formular mitteilt, sie nicht begründet oder mit der Mitteilung die Kündigung androht oder ausspricht (Art. 269d Abs. 2 OR). Allerdings reicht eine kurze Begründung in wenigen Worten schon aus, um diese Pflicht zu erfüllen. Die Mietzinserhöhung tritt dann grundsätzlich auf den nächsten vertraglichen, allenfalls gesetzlichen Kündigungstermin ein. 

Der Vermieter sollte das Formular betreffend Mietzinserhöhung per Einschreiben an den Mieter schicken, um den Zugang des Schreibens und den daraus folgenden Beginn der oben erläuterten Fristen nachweisen zu können. Die Vermieterschaft trägt ebenso die Beweislast für das Vorliegen der Erhöhungsgründe. 
Die Mietzinserhöhung muss dem Mieter spätestens elf Tage vor Beginn der Kündigungsfrist zugehen, wobei (anders als bei der Kündigung) der tatsächliche Empfang massgebend ist. Eine eingeschriebene Sendung, die dem Mieter nicht vom Postboten übergeben werden konnte, gilt dann als zugestellt, wenn es auf der Post abgeholt wird oder – wenn der Mieter dies unterlässt – nach Ablauf der siebentägigen postalischen Abholfrist.
Der Mieter kann eine Mietzinserhöhung innert 30 Tagen, nachdem sie ihm mitgeteilt worden ist, bei der Schlichtungsbehörde am Ort, an dem das Mietobjekt liegt, anfechten (Art. 270b Abs. 1 OR). Diese Frist ist nicht erstreckbar. 

Anna Musterfrau

Musterfraustrasse 11

6088 Musterstadt

Herr 

Paul Mustermann 

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt 

Musterstadt, ______
Anpassung der Akontozahlungen für die Nebenkosten / Mietzinserhöhung

Sehr geehrter Herr Mustermann
Ich beziehe mich auf unseren Mietvertrag vom ______ sowie auf das beiliegende amtliche Formular betreffend Mietzinserhöhungen. 

1. Gemäss Ziffer ______ des Mietvertrages beträgt die von Ihnen zu leistende Akontozahlung für die Nebenkosten CHF ______ monatlich. Wie Sie der Nebenkostenabrechnung vom ______ entnehmen konnten, sind die Nebenkosten für den Abrechnungszeitraum vom______ bis zum ______ zuletzt deutlich angestiegen, weshalb sich auch eine Nachforderung zu Ihren Lasten ergeben hat. Die vereinbarte monatliche Akontozahlung reicht deshalb zur Deckung der Nebenkosten nicht mehr aus. 

2. Ich mache daher von meinem Recht auf Anpassung der Akontozahlungen für die Nebenkosten im Rahmen einer Mietzinserhöhung und anderen einseitigen Vertragsänderungen gemäss Art. 269d Abs. 1 OR Gebrauch und erhöhe die Akontozahlung auf den nächsten vertraglichen Kündigungstermin, d.h. ab ______, um CHF ______ auf monatlich CHF ______. 

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse

Anna Musterfrau

Anna Musterfrau

Musterfraustrasse 11

6088 Musterstadt

Herr 

Paul Mustermann

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt 

Musterstadt, ______
Anpassung der Nebenkostenpauschale/Mietzinserhöhung

Sehr geehrter Herr Mustermann
Ich beziehe mich auf unseren Mietvertrag vom ______ sowie auf das beiliegende amtliche Formular betreffend Mietzinserhöhungen.

1. Gemäss Ziffer ______ des Mietvertrages beträgt die von Ihnen zu tragende Nebenkostenpauschale CHF ______ monatlich. Die vereinbarte monatliche Pauschale reicht zur Deckung der Nebenkosten nicht mehr aus. Die monatliche Pauschale muss gemäss Art. 4 Abs. 2 VMWG auf dem Durchschnittswert der Nebenkosten während der letzten drei Jahre beruhen. Dieser Wert beträgt derzeit CHF ______ womit die aktuelle Nebenkostenpauschale zu tief ist.
2. Ich mache daher von meinem Recht auf Anpassung der Nebenkostenpauschale im Rahmen einer Mietzinserhöhung und anderen einseitigen Vertragsänderungen gemäss Art. 269d Abs. 1 OR Gebrauch und erhöhe die Pauschale mit Beginn des nächsten vertraglichen Kündigungstermins, d.h. ab ______, um CHF ______ auf monatlich CHF ______. 

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse

Anna Musterfrau

